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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über eine ergänzende 
Abschlagszahlung auf die für den EAGFL r Abteilung Ga- 
rantie, für den Verbuchungszeitraum „zweites Halbjahr 
1969“ in Betracht kommenden Ausgaben. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Oktober 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über eine ergänzende Abschlagszahlung auf die für den EAGFL, 
Abteilung Garantie, für den Verbuchungszeitraum „zweites 
Halbjahr 1969" in Betracht kommenden Ausgaben 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 728/70 des 
Rats vom 21. April 1970 zur Festlegung ergänzender 
Vorschriften für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik 2 ) sieht vor, daß für den Verbuchungs- 
zeitraum „zweites Halbjahr 1969" die Ausgaben und 
Einnahmen für Maßnahmen aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1970 berücksichtigt werden, und zwar 
unabhängig vom Zeitpunkt der Zahlung oder Ein- 
nahme. 

Artikel 9 Absatz 2 a Buchstabe a) der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG des Rats vom 5. Februar 1964 über 
die Bedingungen für die Beteiligung des Europä- 
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft 8 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 728/70, sieht vor, daß die Mit- 
gliedstaaten der Kommission vor dem 1. Juni 1970 
einen Antrag auf eine Abschlagszahlung auf die 
Ausgaben, für die in diesem Verbuchungszeitraum 
eine Beteiligung des Fonds, Abteilung Garantie, in 
Betracht kommt, vorlegen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 891/70 der Kom- 
mission vom 15. Mai 1970 über die Anträge auf 
Abschlagszahlungen aus dem EAGFL, Abteilung 
Garantie, für den Verbuchungszeitraum „zweites 
Halbjahr 1969“ 4 ) bestimmt, daß bis spätestens 31. 
März 1970 gezahlte Ausgaben und erhobene Ein- 
nahmen für Geschäfte, die vor dem 1. Januar 1970 
durchgeführt wurden, für die genannte Abschlags- 
zahlung in Betracht gezogen werden können. 

Nach dem 31. März 1970 wurden insbesondere von 
einem Mitgliedstaat ziemlich bedeutende Ausgaben j 
getätigt, und es wäre angebracht, bis zur endgültigen | 


Abrechnung dieses Verbuchungszeitraumes eine er- 
gänzende Abschlagszahlung für diese Ausgaben vor- 
zusehen unter der Bedingung, daß sie vor dem 30. 
September 1970 gezahlt wurden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Auf der Grundlage von Anträgen, die von den 
Mitgliedstaaten vor dem 30. November 1970 einzu- 
reichen sind, entscheidet die Kommission vor dem 
20. Dezember 1970 über eine ergänzende Abschlags- 
zahlung in Höhe von 75 °/o der zwischen dem 1. April 
und dem 30. September 1970 gezahlten Ausgaben, 
für die eine Beteiligung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, in Betracht kommt und die für 
den Verbuchungszeitraum „zweites Flalbjahr 1969" 
berücksichtigt werden können. 

2. Den in Absatz 1 genannten Beträgen ist eine 
Übersicht über die vom 1. April bis 30. September 
1970 gemäß Artikel 11 der Verordnung Nr. 130/66/ 
EWG des Rats vom 26. Juli 1966 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik 5 ) erhobenen 
Abschöpfungen für Geschäfte, die vor dem 1. Januar 
1970 durchgeführt wurden, beizufügen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften . . . 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 9 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 728/70 des Rats 
vom 21. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik bestimmt, daß die Ausgaben des EAGFL 
für den Verbuchungszeitraum 1970 durch Finanzbei- 
träge der Mitgliedstaaten gedeckt wurden, die nach 
einem besonderen Aufbringungsschlüssel errechnet 
werden. 

Um dem Rechnung zu tragen, werden gemäß Artikel 
2 derselben Verordnung die ab 1. Januar 1970 ge- 
zahlten Ausgaben und vereinnahmten Abschöpfun- 
gen für vor diesem Datum durchgeführte Geschäfte 
dem Verbuchungszeitraum „zweites Halbjahr 1969" 
zugerechnet. 

Um es den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, ein 
Höchstmaß an Ausgaben in die bis zuin 1. Juni 1970 
einzureichenden Anträge auf Abschlagszahlung auf 
die für den EAGFL, Abteilung Garantie, für den Ver- 
buchungszeitraum „zweites Halbjahr 1969" in Be- 
tracht kommenden Ausgaben einzubeziehen, hatte 
die Kommission entschieden, daß die anzugebenden 
Beträge die bis 31. März 1970 getätigten Zahlungen 
und Einnahmen enthalten sollen. 


Nachdem die Kommission am 31. Juli 1970 über die 
Abschlagszahlungen entschieden hatte, wurde sie 
davon in Kenntnis gesetzt, daß Ausgaben in be- 
trächtlicher Höhe, die dem Verbuchungszeitraum 
„zweites Halbjahr 1969" zuzurechnen sind, erst nach 
dem 31. März 1970 gezahlt wurden. 

Wenn keinerlei Maßnahmen getroffen werden, sind 
diese Ausgaben vom System der Abschlagszahlun- 
gen ausgeschlossen, weil sie für den Verbuchungs- 
zeitraum 1970, in dem sie gezahlt wurden, nicht be- 
rücksichtigt werden können. 

Die Notwendigkeit, hier Abhilfe zu schaffen, ist um 
so dringender, als diese Zahlungen hauptsächlich 
von Schuldner-Mitgliedstaaten getätigt wurden. 
Nach den der Kommission vorliegenden Angaben 
würde die Annahme der vorgeschlagenen Verord- 
nung es ermöglichen, 

- ca. 130 Millionen RE für Italien 

- ca. 5 Millionen RE für Beligen 

und schätzungsweise weniger bedeutende Beträge, 
die die übrigen Mitgliedstaaten noch mitteilen wür- 
den, bei den Abschlagszahlungen zu berücksichtigen. 
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